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Das trieb selbst gestandenen
SVP-Mannen Tränen in die Au-
gen. Christoph Blochers Albis
güetli-Ansprache vom 19. Januar
war seine letzte. «Meine Rede-
zeit ist abgelaufen», sagt der
SVP-Übervater.Nach 36Anspra-
chen sei Schluss.

Im prall gefüllten Gasthaus
Albisgüetli war an dem Freitag-
abend nicht nur die Überra-
schung immens, sondern auch
die Trauer. Und die Ratlosigkeit.
Was passiert mit dem Anlass,
wenn die Hauptattraktion fehlt?

«Der Entscheid ist definitiv»,
bestätigt der SVP-Übervater.

«Die Albisgüetli-Rede gehört zu
meinen anspruchsvollsten. Im
Alter von bald 84 Jahren auf ein
Jahr hinaus eine feste Zusage zu
machen, erscheint mir etwas zu
keck.»

Teleblocher bleibt
Blocherhat generell beschlossen,
seine traditionellen jährlichen
Reden nicht mehr zu halten.
Dazu zählen neben seinerAlbis-
güetli-Ansprache die Vorträge
am 2. Januar zu historischen
Persönlichkeiten.

Aber: «Das sind die einzigen
Ansprachen, die ich nicht mehr

machen werde», sagt Blocher.
Alles andere geheweiterwie bis-
her. «Spontane Vorträge und
auch kurzfristig angekündigte
Reden halte ich nach wie vor.»
DiemeistenAnsprachen hält der
Alt-Bundesrat aus dem Stegreif.

Auch dieTeleblocher-Sendun-
gen sollenweiterhinwöchentlich
ausgestrahlt werden wie bisher.
«Ich sehe keinen Grund, diese
abzusagen», sagt Blocher, «denn
sie finden grossenAnklang, und
solange die Zuschauer dies se-
hen wollen, mache ich weiter.»
Die Sendung wird vom Schaff-
hauser Fernsehen seit 16 Jahren

produziert und ausgestrahlt,mo-
deriert von Matthias Ackeret. Er
sagt: «Teleblocher ist wohl der
älteste Internettalk überhaupt.
Vielleicht schaffen wir es 2026
mit der 1000.Ausgabe. Daswäre
toll.»

Die Albisgüetli-Tagung aber
hat nun definitiv ihre Hauptat-
traktion verloren. Blocher hatte
denAnlass als SVP-Kantonalprä-
sident 1988 zum ersten Mal or-
ganisiert. Er wurde bald zu ei-
nemEreignismit nationalerAus-
strahlung. Zwar trat meistens
auch der jeweilige Bundespräsi-
dent oder die Bundespräsiden-

tin auf. Aber Blochers Rede war
immer der Höhepunkt.

«Eine grosse Lücke»
Der Zürcher SVP-Kantonalpräsi-
dent Domenik Ledergerber sagt,
derAnlasswerde unbedingt bei-
behalten. «So viele Leute haben
mir gesagt, dass sie die jährliche
Tradition nicht missenmögen.»

«Dass die Rede von Christoph
Blocher künftig fehlt, reisst na-
türlich eine grosse Lücke ins Pro-
gramm», sagt Ledergerber. «Aber
ich bestreite, dass er die uner-
setzbare Hauptattraktion war.»
An der nächsten Sitzung der Par-

teileitung wird ein erstes Mal
überneue Formen fürdieTagung
diskutiert. «Wirwerden dann in
den nächsten Monaten be-
schliessen,wiewirweiterfahren
wollen.»

Kein Problem ist der Ort der
Durchführung.Alexandra Pfister
ist seit fünf Jahren Präsidentin
des Organisationskomitees. Sie
sagt: «Wir haben eine feste Ver-
einbarung mit dem Restaurant
Albisgüetli, dass sie den grossen
Saal immer amdritten Freitag im
Januar für uns freihalten.»

Edgar Schuler

WarumChristoph Blocher keine Albisgüetli-Redemehr halten will
Traditionsanlass Die Zürcher SVPwill an der Tagung festhalten, auch wenn die Hauptattraktion fehlt. Ein neues Rezept hat sie aber nicht.

Edgar Schuler

HerrKyriacou, Ihre Freidenker-
Vereinigung setzt sich für die
Anliegen derKonfessionslosen
ein.Von diesen gibt es laut der
jüngsten Statistik ja immer
mehr. Rennen sie Ihnen die
Türen ein, umMitglied
zuwerden?
Ja,dasmüsstemanannehmen, ist
aber nicht der Fall.Wir sind eben
anders als etwa der Mieter- oder
derHauseigentümerverband, bei
denen alle genau wissen, welche
Vorteile eine Mitgliedschaft
bringt.Das ist füruns schwieriger
zu vermitteln.

Hat Sie die neue Statistik
überrascht?
Die Tendenz war absehbar. Aber
bemerkenswert ist, dass es noch
schneller geht, als wir dachten.
Und weil es ja Zahlen von 2022
sind, kann man nicht mal sagen,
dass der jüngste Skandal bei den
Katholikendasnochbeschleunigt
hat. DieseweitereWelle vonAus-
trittenwird sich erst nächstes Jahr
indenStatistikenniederschlagen.
Jedenfalls ist der Trend klar: Die
Schweiz geht immer mehr auf
Distanz zur Religion.

Was sind aus Ihrer Sicht
die Gründe?
Die Leute können immerweniger
damit anfangen, was die Religi-
onsgemeinschaften ihnen zubie-
tenhaben.Aberdas ist nurdieBe-
gleiterscheinung einer viel grös-
seren Entwicklung: Wir können
uns die Welt auch ganz ohne
Religion immer besser erklären.

Ausservielleicht,wenn es
umLeben undTod geht.
Es gibt auch plausible wissen-
schaftlicheAntworten auf zentra-
le, existenzielle Fragen. Diese
Antworten sind fürviele heute zu-
friedenstellender und nachvoll-
ziehbarerals alles,was dieReligi-
onen zu bieten haben.

Und derGlaube an ein Leben
nach demTod?
Viele glauben nicht mehr daran,
sind nichtmal überzeugt, dass es
einenGott gibt.Trotzdemsind sie
nochKirchenmitglied.Abersie be-
ginnen intensiver darüber nach-
zudenken,was ihreÜberzeugun-
gen sind. Nach dem inneren Ab-

schied kommt auch der Austritt.
Die Leute merken, dass die Kir-
chen nicht glaubwürdig sind.

Ist derTrendweg von den
Religionen unumkehrbar?
Ichwürde sagen, inEuropanimmt
dieReligionsferneungebremst zu.
Es gibt kein Anzeichen für eine
Gegenbewegung. Für mich ist
klar: Spätestens imnächsten Jahr-
zehntwird sichmehrals dieHälf-
te der Schweizer Bevölkerung als
religionslos bezeichnen.

Welche Bedeutung hat die
zunehmende Zahl der
Konfessionslosen für das
Verhältnis zwischen Staat
und Kirche in der Schweiz?
Aus unserer Sicht heisst das na-
türlich, dass sich der Staat jetzt
endlich dieser gesellschaftlichen
Realität stellenmuss.Ermuss sich
entschiedenervondenReligions-
gemeinschaftendistanzieren.Der
Staat soll kein atheistischer Staat
sein. Er soll Religionsgemein-
schaften lassenund sicherstellen,

dass sie sich im Rahmen des
Rechts bewegen. Aber er darf ih-
nen keinen Sonderstatus in der
Gesellschaft mehr geben. Sie sol-
len nicht anders behandelt wer-
den als andere zivilgesellschaftli-
che Gruppen.

Die Statistik zeigt, dass
auch unter konfessionslosen
Personen ein Bedürfnis
nach Spiritualität herrscht.
Konfessionslose suchen
Spiritualität doch einfach

ausserhalb der traditionellen
Religionen.
Mehr als zwei Drittel der Perso-
nenohneReligionszugehörigkeit
sehen sich als weder spirituell
noch religiös.Das ist auchdie ein-
zige Gruppe, die wächst. Als reli-
giös sehen sich – wenig überra-
schend – nur wenige Prozent.
Aberknapp30Prozent sagenvon
sich,dass sie eheroder sicher spi-
rituell sind. Personen ohne Reli-
gionszugehörigkeit sind also eine
deutlich homogenere Gruppe als
die Personen, die sich einer Reli-
gion zugehörig fühlen.

Die Glaubensgemeinschaften
nehmen für sich inAnspruch,
gesellschaftlichen Kitt zu bil-
den. Geht nicht etwas Zentrales
verloren,wenn die Religionen
ihre Bedeutung verlieren?
Dezidiert nein: Bei denSchweize-
rinnenundSchweizernwächstdie
Zustimmung zu vielen gesell-
schaftliche Fragen, bei denen die
Religionsgemeinschaften nach
wie vor als Bremser auftreten.
Denken Sie an dieAbtreibung, an
dasRecht, sein Lebensende selbst
zubestimmen,oderandieEhe für
alle. Religionsgemeinschaften
sind immer noch diejenigen Ins-
titutionen, die solche individuel-
len Freiheiten am ehesten ableh-
nen.Wenndiese StimmendieDe-
batte nicht mehr dominieren,
kommenwireherzuVeränderun-
gen, die ja eigentlich breit akzep-
tiert sind.

Undwiewill die Freidenker-
Vereinigung nun die Gunst der
Stunde nutzen?
Wir müssen noch besser aufzei-
gen,welcheAufklärungsarbeitwir
leisten.Dennnachwievor landen
zu viele Staatsgelder bei kirchli-
chen Institutionenundwerden für
religiöse Zwecke verwendet.

«Zu viele Staatsgelder landen
bei kirchlichen Institutionen»
Präsident der Freidenker Andreas Kyriacou sieht sich bestätigt:
Die Konfessionslosen stellen in der Schweiz erstmals die grösste Bevölkerungsgruppe.

«Es geht schneller, als wir dachten»: Andreas Kyriacou über die Säkularisierung. Foto: Madeleine Schoder

AHV-Abstimmung Bäuerinnen und
Bauern gehören zu den ärmsten
Rentnern des Landes. Trotzdem
lehnt der Bauernverband die
Volksinitiative für eine 13. AHV-
Rente ab. Doch an der bäuerli-
chen Basis brodelt es.Viele Land-
wirte haben keine Pensionskas-
se und könnten den Zustupf
dringend gebrauchen. Das will
die Linke für ihre Kampagne nut-
zen: Die «NZZ am Sonntag» be-
richtete über eineAktennotiz des
SchweizerischenGewerkschafts-
bundes. «Personen aus derLand-
wirtschaft haben die tiefsten
Renteneinkommen», analysieren
die Strategen aus der Gewerk-
schaftszentrale.Vor allem Bäue-
rinnen seien betroffen, so das
Papier. «Die Stimmung an der
Basis ist anders als bei den Bau-
ernpolitikern», sagt derGewerk-
schaftsboss Pierre-YvesMaillard.
So hat derVorstand des Aargau-
er Bauernverbandes Stimmfrei-
gabe beschlossen. «Wir spüren,
dass die Gewerkschaften auf die
Bauern abzielen», sagt Bauern-
präsident Markus Ritter und
räumt ein, dass viele Landwir-
tinnen im Alter schlecht abgesi-
chert sind.Trotzdem ist er über-
zeugt, dass die Basis seinen Ar-
gumenten folgen wird. «Wenn
ich den Leuten sage, dass dann
die Direktzahlungen gekürzt
würden, ist derMist in der Regel
schnell geführt», sagt Ritter. (red)

Gewerkschaften
umgarnen
arme Bauern

Energiepolitik Die Volksinitiative
«Blackout stoppen»will das 2017
vom Stimmvolk beschlossene
Neubauverbot fürAtomkraftwer-
ke kippen.Wie das Initiativkomi-
tee erklärt,wird sie am 16. Febru-
ar der Bundeskanzlei übergeben.
«Die Initiative ist der falsche
Weg», sagt MichaelWider, Präsi-
dent des Dachverbandes der
Schweizer Strombranche. «Wir
haben noch nicht mal richtig mit
der Umsetzung der Energiestra-
tegie begonnenundsollen sienun
bereits überdenHaufenwerfen.»
Die Initiative sei auch unklar for-
muliert. InWirtschaftskreisenge-
niesst dieAbschaffung desAKW-
Bauverbots zwar viel Sympathie.
Doch teilt man dort die Kritik am
Initiativtext. Vertreter der Wirt-
schaft diskutieren darum bereits
eine Alternative: Ein Gegenvor-
schlag könnte die Schwächen der
Initiative ausbügeln. Das bestäti-
gen mehrere Quellen gegenüber
der «NZZ am Sonntag». (red)

AKW-Initiative
wirdMitte Februar
eingereicht

Oberster Freidenker

Andreas Kyriacou präsidiert die
Freidenker-Vereinigung der
Schweiz. Diese setzt sich für die
Anliegen der Konfessionsfreien
ein. Sie fordert die Trennung von
Staat und Kirche und steht für eine
weltlich-humanistische Ethik,
in der die Menschenrechte eine
zentrale Rolle einnehmen. (ese)


